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der Fraktion der SPD 

 
 
Diskriminierung von Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
auf dem Wohnungsmarkt entschieden bekämpfen 
 
 
I. Ausgangslage 

 
In NRW lebten im Jahr 2022 rund 588.000 Alleinerziehende, darunter rund 327.000 mit  
minderjährigen Kindern. Insgesamt stellen Alleinerziehende rund sieben Prozent aller  
nordrhein-westfälischen Haushalte und machen 23 Prozent aller Familien mit Kindern aus. 
Nach den Erstergebnissen des Mikrozensus für 2022 wohnen Alleinerziehende in NRW mit 81 
Prozent ganz überwiegend zur Miete und haben weniger Wohnfläche zur Verfügung als  
andere Familien mit Kindern. 20 Prozent der Wohnungen sind zu klein bzw. werden von zu 
vielen Menschen bewohnt.1 
 
Alleinerziehende Mütter und Väter sind häufig finanziell schlechter gestellt als Eheleute mit 
Kindern. Alleinerziehende Mütter verfügen dabei zudem über ein deutlich geringeres  
Einkommen als alleinerziehende Väter. In keiner anderen Bevölkerungsgruppe ist das  
Armutsrisiko höher als in dieser. So bekam 2022 ein Viertel der Alleinerziehenden in NRW, 
also gut 149.500 Haushalte, Transferleistungen. Im gleichen Jahr galten 46 Prozent der  
Alleinerziehenden als armutsgefährdet.2 Das geringe Einkommen führt dazu, dass der Zugang 
zum Wohnungsmarkt insbesondere in Städten mit einem angespannten Wohnungsmarkt  
erschwert ist. Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter (VAMV), die Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) und die Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt stellten 
bereits 2019 im Rahmen einer Fachtagung fest, dass Alleinerziehende bei der Wohnungs-
suche aufgrund ihres Familienstatus Benachteiligungen ausgesetzt sind. Im Vergleich zu  
anderen Familien kommen sie auch aufgrund dessen häufiger in sozial belasteten Quartieren 
unter. In der Folge sind die Startchancen von Kindern alleinerziehender Eltern geringer. In der 
Beitragsreihe zum Sachstandsbericht Klimawandel und Gesundheit 2023 wird zudem  
konstatiert, dass Alleinerziehende häufiger in Wohnungen leben, die keinen ausreichenden 
Schutz vor Hitze bieten. Neben der Einkommensarmut werden Diskriminierungen auf dem 
Wohnungsmarkt als Gründe dafür angeführt.3 Infolgedessen sind Alleinerziehende erhöhten  
gesundheitlichen Risiken ausgesetzt. 

                                                
1 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Haushalte-Familien/Publika-
tionen/Downloads-Haushalte/statistischer-bericht-mikrozensus-haushalte-familien-2010300227005-
erstergebnisse.html 
2 ebd 
3 Spitzner M, Hummel D, Stieß I et al. (2020) https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/interde-
pendente-genderaspekte-der-klimapolitik (Stand: 09.10.2023) 
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Eine Studie der Humboldt-Universität Berlin zur Mietkostenbelastung in den 77 deutschen 
Großstädten ergab 2021, dass die Bruttomietkosten für Familien und Menschen mit wenig 
Einkommen zu teils extrem prekären Situationen führen, selbst unter Berücksichtigung von 
Leistungen wie Wohngeld. Mit einem Anteil von fast 25% ist die Gruppe der Alleinerziehenden 
davon am häufigsten betroffen. Nach Abzug der Wohnkosten bleibt ihnen zum Leben weniger 
übrig, als es der Regelsatz von ALG2/Grundsicherung vorsieht.4 
 
2023 hat die landeseigene NRW.Bank 284 Experten u.a. zu Chancen Alleinerziehender auf 
dem Wohnungsmarkt befragt.5 Das Ergebnis ist alarmierend: 45 Prozent sehen schlechte 
Chancen und 23 Prozent sogar sehr schlechte Chancen für Alleinerziehende, ein neues  
Zuhause zu finden. Hauptgrund dafür ist der deutlich gewachsene Bedarf an preisgünstigem 
Wohnraum in vielen Regionen aufgrund der hohen Inflation. Dieser Trend wird sich erwartbar 
durch steigende Bruttowarmmieten aufgrund der Energiekostenentwicklung weiter  
verschärfen. Die Umfrage zeigt zudem, dass es besonders an günstigen und kleineren  
Mietwohnungen mangelt. Bei öffentlich geförderten Wohnungen hat die Marktanspannung seit 
der letzten Erhebung 2022 ebenfalls weiter zugenommen.6 
 
Durch die hohe Nachfrage sinken die Chancen eine adäquate und bezahlbare Wohnung zu 
finden für Alleinerziehende weiter. Vor allem im Vergleich zu einem Doppelverdiener-Haushalt 
haben Alleinerziehende durch die geringeren ökonomischen Ressourcen eine geringe Aus-
wahl an Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt. Häufig müssen sie deshalb Einschränkungen 
in anderen Lebensbereichen in Kauf nehmen, z.B. längere Wegzeiten zur Kita oder zum  
Arbeitsplatz, was den Familienalltag zusätzlich erschwert. Daneben existieren weitere Nach-
teile, die auch gesellschaftlich begründet sind. So vertrauen Vermieterinnen und Vermieter bei 
der Wohnungsvergabe eher auf Familien mit zwei verdienenden Eltern. Teilweise bestehen 
Vorurteile gegenüber Alleinerziehenden, die sich direkt auf ihre Chancen eine Wohnung zu 
bekommen auswirken. So wird ihnen häufiger nachgesagt, sie seien mit der Vereinbarkeit von 
Erziehung, Haushalt und Erwerbsarbeit überfordert, weshalb zwangsläufig ein Bereich ver-
nachlässigt würde, wie z.B. die Pflege der Mietwohnung, die Betreuung der Kinder – was zu 
mehr Lärm und Schmutz führe – oder die rechtzeitigen Zahlungen der Miete. Diese Gründe 
werden von Vermieterinnen und Vermietern selten offen genannt, es handelt sich dabei um 
verdeckte Formen der Diskriminierung.7  
 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte werden auf dem Wohnungsmarkt ebenfalls noch  
immer strukturell diskriminiert. Sie werden dabei ungeachtet ihrer Staatszugehörigkeit,  
Verweildauer in Deutschland oder Ausbildung allein aufgrund ihres Namens, Aussehens oder 
ihrer Sprache bei der Wohnungssuche benachteiligt. In einer Umfrage der Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes von 2023 gaben 35 Prozent der Befragten mit Zuwanderungs-  
geschichte, die in den letzten 10 Jahren auf Wohnungssuche waren, an, dass sie dabei aus 
rassistischen Gründen und/ oder auf Grund der ethnischen Herkunft diskriminiert wurden.  
Dabei sagten 53 Prozent der betroffenen Personen aus, dass sie auf Grund ihrer Zugehörigkeit 
zu einer benachteiligten Gruppe eine Wohnung oder ein Haus nicht bekommen haben.  
Gleichzeitig hat jede Fünfte betroffene Person eine Immobilienanzeige gelesen, die bestimmte 

                                                
4 Andrej Holm, Valentin Regnault, Max Sprengholz, Meret Stephan: Die Verfestigung sozialer Woh-
nungsprobleme. Entwicklung der Wohnverhältnisse und der sozialen Wohnversorgung von 2006 bis 
2018 in 77 deutschen Großstädten. Working Paper der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stif-
tung Nr. 217, Juni 2021 
5 Wohnungsmarktbericht NRW 2023, NRW.BANK 
6 https://www.nrwbank.de/de/info-und-service/presseinformationen/2023/wohnungsmarktbarome-
ter.html 
7 Themenheft Diskriminierung Alleinerziehender auf dem Wohnungsmarkt; Berlin 2019 
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Personengruppen von der Bewerbung ausgeschlossen hat. 12 Prozent der Betroffenen gab 
sogar an, bei der Wohnungssuche rassistisch beleidigt oder beschimpft worden zu sein8. 
 
Die Formen der Diskriminierung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf dem  
Wohnungsmarkt sind hierbei verschieden. Eine offensichtliche Form der Diskriminierung ist  
z. B. die explizite Ablehnung einzelner religiöser oder ethnischer Gruppen bei der Wohnungs-
besichtigung9. Um u. a. solche Formen der Diskriminierung zu verhindern, wurde 2006 das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) erlassen. In einer Umfrage der Antidiskriminie-
rungsstelle gaben jedoch 47 Prozent der Befragten deutschsprachigen Personen ab 16 Jahren 
in Privathaushalten an, sie hätten vom AGG noch nie gehört. Dieselbe Umfrage zeigt auf, dass 
eine deutliche Mehrheit der befragten Personen die bestehenden Maßnahmen zum Schutz 
vor rassistischer Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt in Deutschland als nicht  
ausreichend betrachtet10  
 
Der Wohnungsmarkt in NRW ist folglich nicht für alle Menschen gleichermaßen zugänglich. 
Das grundsätzlich zu geringe Angebot von günstigem Wohnraum trifft dabei insbesondere  
Alleinerziehende. Menschen mit Zuwanderungsgeschichte werden zusätzlich strukturell und 
gesellschaftlich diskriminiert. Nordrhein-Westfalen muss deshalb konkrete Maßnahmen  
entwickeln, um benachteiligte Gruppen bei der Wohnungssuche zu unterstützten. Hierzu zählt 
beispielsweise der deutliche Ausbau des mietpreisgebundenen Wohnungsbaus sowie die  
Berücksichtigung benachteiligter Gruppen bei der Konzeption der Förderpolitik. Gleichzeitig 
muss Nordrhein-Westfalen der Diskriminierung aktiv entgegenwirken.  
 
Den Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit kommt in Fällen der Benachteiligung von  
Alleinerziehenden, Menschen mit Zuwanderungshintergrund und weiteren Mitgliedern vul-
nerabler Gruppen besondere Bedeutung zu. Betroffene können sich an diese Anlaufstellen 
wenden und werden bei ihrem Vorgehen gegen die erlebte Diskriminierung beratend unter-
stützt. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt dabei auf der Beratung gegen Diskriminierung aus 
rassistischen, antisemitischen, ethnischen und religiösen Gründen. Die Arbeit der Service-
stellen muss deshalb sowohl finanziell ausgebaut als auch gezielt auf die Beratung von auf 
dem Wohnungsmarkt benachteiligten Gruppen ausgeweitet werden.  
 
Zur besseren Erfassung der Diskriminierung von Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte auf dem Wohnungsmarkt muss zudem die Datenlage intersektionaler und 
zentral erfasst werden. Nur so lässt sich zudem die Angebotsstruktur der Service- und Melde-
stellen an den ermittelten Bedarf anpassen. Gleichzeitig bedarf es eines klaren Konzepts  
seitens der Landesregierung zur Bewerbung der Leistungen der Servicestellen für  
Antidiskriminierungsarbeit, damit die betroffenen Personen deren Angebote wahrnehmen und 
folglich in Anspruch nehmen können.  
 
  

                                                
8 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Umfragen/ um-
frage_rass_diskr_auf_dem_wohnungsmarkt.pdf 
9 https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/Webs/BMWSB/DE/publikationen/wohnen/auf-
wohnungssuche-in deutschland.pdf 
10 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Umfragen/ um-
frage_rass_diskr_auf_dem_wohnungsmarkt.pdf 
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II. Beschlussfassung 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert: 
 
- In den mietpreisgebundenen Wohnungsbau erheblich zu intensivieren, damit mehr zu-

sätzlicher Wohnraum für auf dem Wohnungsmarkt benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
geschaffen wird. 

- Umbau- und umverteilungsfördernde Maßnahmen in Form von beispielsweise kommu-
nalen Plattformen zum Wohnungstausch zu ergreifen. 

- Bei der Vergabe von Fördermitteln des Wohnungsmarkts die besondere Situation und 
die besonderen Bedürfnisse von Einelternfamilien in den Blick zu nehmen. 

- Eine Strategie zu entwickeln, um den Zugang von Alleinerziehenden und ihren Kindern 
zum Wohnungsmarkt zu verbessern. 

- Eine zentrale, intersektionale und zugängliche Datenerfassung zur Diskriminierung von 
Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf dem Wohnungs-
markt zu erstellen. 

- Das Angebot der Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit in Nordrhein-Westfalen 
mithilfe höherer finanzieller Mittel des Landes auszubauen, um verstärkt die Diskriminie-
rung von Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf dem Woh-
nungsmarkt in den Blick zu nehmen.  

- Die Sensibilisierung der Mitarbeitenden der Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit 
für Diskriminierung von Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
auf dem Wohnungsmarkt durch gezielte Maßnahmen wie Fortbildungen o.Ä. voranzu-
bringen. 

- Mit den sozialen Trägern ein einheitliches und niedrigschwelliges Konzept zur Bewer-
bung der Servicestellen für Antidiskriminierungsarbeit, mit Fokus auf die Diskriminierung 
von Alleinerziehenden und Menschen mit Zuwanderungsgeschichte auf dem Woh-
nungsmarkt, zu erarbeiten. 
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